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Rektoren verlangen mehr Freiheiten 
Universitätenkonferenz will von neuer Regierung Autonomieausbau und mehr Budget

Wien – Die Autonomie sei das 
„höchste Gut“ für die Universitä-
ten, meinte Rektor Heinrich 
Schmidinger (Uni Salzburg), als er 
am Mittwoch die Forderungen der 
Universitätenkonferenz (Uniko) 
an die nächste Regierung präsen-
tierte. Schmidinger verlangt einen 
„zusätzlichen Ausbau der Auto-
nomie“, der durch „anlassbezoge-
ne Novellierungen“ nicht ge-
schwächt werden darf. Über The-
men wie Studiengebühren oder 
Platzbeschränkungen sollen die 
Universitäten selbst entscheiden. 

Geht es um die Finanzierung so 
möchte Schmidinger, dass das 
vom Nationalrat vorgegebene Ziel, 

zwei Prozent des Bruttoinlands-
produkts (derzeit 1,43 Prozent) für 
die Finanzierung des tertiären 
Sektors aufzuwenden, „verbind-
lich geregelt“ und somit in das 
Bundesfinanzrahmengesetz auf-
genommen wird. Das Budget für 
die Periode 2016 – 2018 soll, abge-
sehen von Inflationsabgeltung 
und Kollektivvertragserhöhung, 
nicht nur die Investitionen in Bau-
ten- und Geräteinfrastruktur, son-
dern auch die kapazitätsorientier-
te Studienplatzfinanzierung er-
möglichen. Allein für Letzteres 
werden in der ersten Ausbaustufe 
noch weitere 330 Millionen Euro 
pro Jahr gebraucht: „Etwas ande-

res macht keinen Sinn“, sagte 
Schmidinger. Um die internatio-
nale Konkurrenzfähigkeit zu ga-
rantieren, seien zusätzliche Res-
sourcen für die Großforschungs-
infrastruktur notwendig. 

In Bezug auf das Lehrerdienst-
recht verwies Uniko-Generalse-
kretärin Elisabeth Fiorioli auf 
Mängel bei der Lehrerausbildung: 
„Derzeit ist nicht sichergestellt, 
dass der Master Voraussetzung für 
das Unterrichten ist.“ Lehrer sol-
len ja bereits mit einem Bachelor 
unterrichten können, von Mento-
ren in den Beruf eingeführt wer-
den und binnen fünf Jahren den 
Master abschließen müssen. (ka)

Ihre Zukunft 
und ihre 
Gegenwart als 
Schüler stand 
am Mittwoch 
auf dem  
Stundenplan 
im Parlament. 
Öfter als das 
Wort Schüler 
fiel jedoch das 
Wort Lehrer. 
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BZÖ und Team Stronach versuchten, der Koalition im 
Parlament bei einer Sondersitzung deren eigenen 

Entwurf für ein neues Lehrerdienstrecht unterzujubeln. 
Erfolglos. SPÖ und ÖVP verteidigten die rot-schwarze 
Bilanz und vertagen das Problem auf nach der Wahl.

von Ministerin Schmied scharf 
zurückgewiesen.  

Sie verteidigte ihre Arbeitsbi-
lanz und den ohne Ja der Gewerk-
schaft in Begutachtung geschick-
ten Dienstrechtsentwurf (der 
Rechnungshof fragt sich in seiner 
Stellungnahme übrigens, wie die 
„beträchtlichen finanziellen 
Mehraufwendungen“ zu einer ad-
äquaten Steigerung der Schüler-
leistungen führen sollen). 
Schmied erinnerte aber auch an 
die Koalitionsrealität: „Das ist das 
Ergebnis des Machbaren.“ 

Die Grenzen des Machbaren er-
geben sich in dem Fall durch den 
Regierungspartner ÖVP, für den 
Bildungssprecherin Christine Ma-

Nachsitzen im Parlament und einen Elchtest machen

Lisa Nimmervoll 

Wien – Um elf Uhr läutete die Glo-
cke im Hohen Haus die Abgeord-
neten ins Plenum. Auf dem Pro-
gramm: Sondersitzung zum The-
ma Lehrerdienstrecht oder: Nach-
sitzen im Nationalrat. Aktuelles 
Wunschfach des Team Stronach 
(TS), das bei der Gelegenheit von 
Unterrichtsministerin Claudia 
Schmied (SPÖ) einen Test mit 
dem Titel „Politik raus aus der 
Schule – Nicht genügend für Rot-
Schwarz“ und 27 Fragen zur Bil-
dungspolitik vorlegte.  

TS-Klubchef Robert Lugar ver-
wies darauf, dass im Schulbereich 
„seit 26 Jahren einiges im Argen 
liegt“, als Zeugin für „damals“ 
wurde die damalige Unterrichts-
ministerin Hilde Hawlicek (SPÖ), 
die auch schon Reformbedarf ge-
äußert hatte, angeführt. Für das 
schlechte Abschneiden der öster-
reichischen Schüler bei interna-
tionalen Bildungstests macht er 
nicht zuletzt das Hineinregieren 
der Politik in die Schulen verant-
wortlich: „Wir brauchen diesen 
politischen Proporzstaat nicht.“ 

Mit später von anderen Fraktio-
nen heftig kritisierten Worten for-
mulierte Lugar sein Unbehagen 
am Status quo. 16.000 Schüler 
verließen die Pflichtschule quasi 
als Teilanalphabeten, ohne or-
dentlich lesen und rechnen zu 

können. Oder, umgelegt auf die 
rot-schwarze Legislaturperiode: 
„In den letzten fünf Jahren haben 
wir 80.000 Menschen produziert, 
die praktisch vom Arbeitsmarkt 
nicht verwertbar sind.“ Ein Ver-
gleich mit einer Firma, „die 25 
Prozent Ausschuss produziert“, 
wurde mit empörten Zwischenru-
fen aus den Reihen von BZÖ und 
ÖVP quittiert und danach auch 

rek erneut vor „kommunisti-
schen“ Planspielen – ob Zwangs-
kindergarten ab einem Jahr, wie 
die ÖVP plakatiert, oder Ganztags-
schule als Zwang statt Angebot 
zur Wahl – und der Zerschlagung 
der „bewährten Gymnasien“ 
warnte. Marek sagte aber auch – 
immerhin haben SPÖ und ÖVP 62 
Projekte gemeinsam realisiert –, 
dass „in fünf Jahren sehr sehr viel 
passiert ist“, auf das sie „stolz“ sei. 

FPÖ und Grünen starteten dann 
jeweils aus ihrer Ecke quasi einen 
Zangenangriff auf die ÖVP. Wal-
ter Rosenkranz nahm den Schwar-
zen das Nein zur Gesamtschule 
nicht ganz ab (drei Landeshaupt-
männer im Westen sind ja bereits 

offen dafür). Harald Walser riet 
der Volkspartei, sich bei befreun-
deten Parteien im Ausland umzu-
sehen, in Polen, Bayern oder Süd-
tirol, die mit Schulreformen und 
Gesamtschule erfolgreich fahren. 

Das BZÖ nutzte den außertour-
lichen Parlamentstag für einen 
„Abstimmungselchtest für die Re-
gierung“, wie Parteichef Josef Bu-
cher sagte. Die Orangen brachten 
die Regierungsvorlage für ein neu-
es Lehrerdienstrecht, das SPÖ 
und ÖVP ja im Ministerrat ein-
stimmig beschlossen haben, mit-
tels Fristsetzungsantrag ein. Denn 
das orange Bündnis wäre gern be-
hilflich gewesen, eine noch größe-
re Mehrheit dafür zu beschaffen. 
Sollte die Koalition dem so quasi 
untergejubelten eigenen Antrag 
nicht zustimmen, wäre ihr „billi-
ger Vorwahlbluff“ enttarnt.  

Glück auf! 
Mit einem „herzlichen gewerk-

schaftlichen ,Glück auf!‘“ gab es 
auch einen thematisch passenden 
Abschied: Der oberste Beamtenge-
werkschafter Fritz Neugebauer 
(ÖVP) nutzte seine Abschiedsrede 
zu einem letzten lauten Nein zum 
vorliegenden Lehrerdienstrechts-
entwurf. Aber die Hoffnung lebt. 
Denn wie zu erwarten bestanden 
SPÖ und ÖVP den „Elchtest“ – in 
ihrem Sinne: Dem orangen Hin-
dernis wichen sie gemeinsam aus 
und bewiesen so zumindest, dass 
die Fahrstabilität des rot-schwar-
zen Koalitionsgefährts noch intakt 
ist. Der Fristsetzungsantrag des 
BZÖ wurde von der Koalition nie-
dergestimmt, ein Entschließungs-
antrag des Teams Stronach von al-
len anderen Fraktionen. 


